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Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die Verordnung, die bereits am 3. September 1967 
in Kraft getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten 
mit Schreiben vom 14. September 1967 dem Wirt- 
schaftsausschuß mit Frist zum 13. Dezember 1967 zur 
Behandlung zugewdesen. Es handelt sich um eine 
sogenannte Nachlaufverordnung, bei der der Deut- 
sche Bundestag nach § 77 Abs. 7 Zollgesetz (neues 
Recht) ein Aufhebungsrecht in einer Frist von vier 
Monaten nach Verkündung hat. 

Zwischen der EWG und dem Staat Israel wurde 
am 4. Juni 1964 ein Handelsabkommen geschlossen, 
in dem die teilweise Aussetzung der EWG-Zollsätze 
für eine Reihe von Erzeugnissen vereinbart worden 
war. Außerdem hatten die im Rat vereinigten Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten beschlos- 
sen, die von den Mitgliedstaaten angewandten Zoll- 
sätze, wenn sie höher waren als die vorgesehenen 
Zollaussetzungen des Gemeinsamen Zolltarifs, be- 
schleunigt anzugleichen, so daß die Bundesregierung 
verpflichtet war, bei einer Reihe von Waren den 
EWG-Zollsatz sofort anzuwenden. 

Der Rat hat nun am 27. Juni 1967 entschieden, im 
wesentlichen die bis zum 30. Juni 1967 begrenzten 


I Zollaussetzungen um ein Jahr bis zum 30. Juni 1968 
j zu verlängern. Auch die im Rat vereinigten Ver- 
i treter der Regierungen der Mitgliedstaaten haben 
I am 11. Juli 1967 beschlossen, daß die oben erwähnte 
; beschleunigte Angleichung an die Zollaussetzungen 
j des Gemeinsamen Zolltarifs bis zum 30. Juni 1968 
: weifer gilt. 

I Die Bundesregierung hat durch die vorliegende 
I Verordnung den Deutschen Zolltarif 1967 entspre- 
j chend angepaßt. Bei verschiedenen Tarifpositionen 
I war dabei eine Änderung nicht erforderlich, weil die 
deutschen Zollsätze bereits im Rahmen der allge- 
meinen Angleichung gemäß Artikel 23 EWG-Vertrag 
angepaßt wurden. 

Der Bundestag hat die Zollaussetzungen im Grund- 
j sazt bereits gebilligt (vgl. u. a. Neunundsiebzigste 
und Neunzigste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1966 — Zollaussetzungen und Zoll- 
kontingente — 1967 — Agrar- und gewerbliche 
Waren — Drucksachen V/1297, V/1660). Der Wirt- 
schaftsausschuß empfiehlt deshalb dem Plenum, 
von seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 9. November 1967 
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